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Wirtschaftsrecht: 
Regulierung zielorientiert und verhältnis

Unscharfe Regulierung und sachfremde De-

tails resultieren in Rechtsunsicherheit und 

vermeidbarem, teilweise erheblichem Bera-

tungsaufwand. Unverhältnismäßige Rege-

lungen tragen zur Belastung der Unterneh-

men bei. Eine Fokussierung der EU auf der 

Grundlage der Verträge mit den klaren Ziel-

vorgaben der Grundfreiheiten, der prioritären 

Herstellung des Binnenmarktes und einer 

klaren und eindeutigen Rechtssprache wären 

wichtig, um ein Wirtschaftsumfeld zu schaf-

fen, in dem sich die Betriebe wieder verstärkt 

auf die Umsetzung

ihrer Unternehmens

der gesamtgesellsc

förderung fokussier

und nationale Gese

Ziel der Geeigneth

Verhältnismäßigkeit

Wettbewerb als auc

bürokratischer Belas

Folgende Leitlinien sollten das wirtschafts-

politische Handeln bestimmen: 

• Recht als Standortfaktor stärken (DE)

• Ausweitung von Auskunfts-, Informations-,

und Dokumentationspflichten kritisch hin-

terfragen; Aufwand-Nutzen-Relation und

Verhältnismäßigkeit dabei stets im Blick be-

halten (DE+EU)

• Europäisches Wirtschaftsgesetzbuch (nur)

mit dem Ziel der Reduzierung der Komplexi-

tät des Wirtschaftsrechts (EU)

• Überarbeitung des internationalen Gesell-

schaftsrechts genau prüfen (DE+EU)

• Flexibilität bei internationaler Vertragsge-

staltung erhöhen (DE)

• Gewerbefreiheit stärken (DE+EU)

• Anerkennung von Personengesellschaften

im Gewerberecht (DE)
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in bestehenden R

antwortliche Unte

Sinne einer nachh

rechtlich erleichte

• Die digitale Unter

traktiven Option a

• Europäische Gese

– zusätzliche Ang

(EU)

• Produkthaftungsr

dernisieren (DE+E

• Einfluss im IASB e

gung entschlacke

zum ular
 Feedback-Form
3 

r. Mona Moraht (mor-

mäßig einsetzen

 und Weiterentwicklung 

ziele und damit zugleich 

haftlichen Wohlstands-

en können. Europäischer 

tzgeber sollten mit dem 

eit, Erforderlichkeit und 

 agieren und sowohl den 

h Vermeidung unnötiger 

tungen im Blick haben. 

chhaltiger Wertschöpfung

echtsformen prüfen; Ver-

rnehmensführung im

altigen Wertschöpfung

rn (DE)

nehmensgründung zur at-

usgestalten (DE+EU)

llschaft für KMU einführen

abepflichten vermeiden

echt mit Augenmaß mo-

U)

rhöhen und Rechnungsle-

n (DE+EU)

https://www.ihk.de/rheinhessen/standort/wirtschaftspolitik/beteiligungsportal/beteiligung-wipos-4889876
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Recht als Standortfaktor stärken (DE) 

Angesichts der globalen Ausrichtung der 

deutschen Wirtschaft ist es wichtig, dass 

Rechtsprechung und Rechtsdurchsetzung 

den Unternehmen auch bei internationalen 

Sachverhalten effektive Lösungen bieten. Die 

mit der Einführung von Commercial Courts 

verfolgte Zielsetzung, den Gerichtsstandort 

Deutschland für nationale und internationale 

Wirtschaftsstreitigkeiten zu stärken und im 

internationalen Vergleich aufzuwerten ist 

deshalb ein positives Signal für den Rechts-

standort Deutschlands. Allerdings setzt sich 

die Justiz dem Vorwurf einer „Zweiklassen-

Justiz“ aus, wenn moderne, schnelle und vor 

besonders kompetenten Kammern durchzu-

führende Verfahren nur für hohe Streitwerte 

angeboten werden sollen, während die 

grundsätzliche Ertüchtigung und Digitalisie-

rung bei der Justiz weiterhin nur überaus 

schleppend vorangeht und sowohl die Ver-

fahrensdauer als auch die Qualität vielfach 

kritisch ist. Angesichts zurückgehender Fall-

zahlen der ordentlichen Gerichtsbarkeit ist 

für die Akzeptanz wesentlich, dass Unterneh-

men in ihren Anliegen von in den konkreten 

Fallumständen kompetenten Gerichten ge-

hört werden. Neben einer leistungsfähigen 

Justiz bedarf es zudem attraktiver alternati-

ver Streitbeilegungsmechanismen. Aus die-

sem Grund hat die DIHK einen Schiedsge-

richtshof nach § 10a Abs. 4 Nr. 3 IHKG ge-

gründet, der alle Formen der alternativen 

Konfliktlösung, darunter Mediation, Schlich-

tung, Schiedsgutachten für Unternehmen im 

In- und Ausland fördert und dabei IHKs und 

AHKs einbezieht. Die Vorhaben zur Moderni-

sierung des Schiedsverfahrensrechts sind ein 

weiterer richtiger Schritt für den Streitbeile-

gungsstandort Deutschland. 

Ausweitung von Auskunfts-, Informations-

, und Dokumentationspflichten kritisch 

hinterfragen; Aufwand-Nutzen- Relation 

und Verhältnismäßigkeit dabei stets im 

Blick behalten (DE+EU) 

Viele EU-Vorschläge sehen komplexe und 

aufwendige Informationspflichten für Unter-

nehmen vor. So werden Betriebe z. B. beim 

Datenschutz, im Fernabsatz und auf Plattfor-

men sowie beim Verkauf von Lebensmitteln 

verpflichtet, Verbraucher über vielfältige Ein-

zelheiten zu unterrichten. Wichtige Hinweise 

gehen in dieser Informationsflut jedoch oft-

mals unter. Gleichzeitig binden Berichts- und 

Dokumentationspflichten wertvolle Ressour-

cen in den Unternehmen und belasten diese, 

ohne dem Verbraucher tatsächlich zu nutzen. 

Darüber hinaus versucht die EU-Kommission, 

die Unternehmen verpflichtend in die Infor-

mationsbeschaffung zur allgemeinen Markt-

überwachung und zur Kontrolle der korrek-

ten Umsetzung des Unionsrechts einzubin-

den. Dies tut sie etwa durch umfangreiche 

und bußgeldbewehrte Auskunftsersuchen 

über Marktdaten. Damit konterkariert die EU 

nicht nur das Ziel, Bürokratie abzubauen. Sie 

setzt auch ein Element staatlicher Marktkon-

trolle ein, für das besonders starke Gründe 

streiten müssen (vgl. Leitlinie „Eingriffsbe-

fugnisse überprüfen“: Beispiel EIOPA) 

Eingriffsbefugnisse überprüfen  

Insbesondere im Finanzbereich zeigt sich 

eine rasch zunehmende gesetzliche Dichte 

und Intensität der Regulierung der Aufsicht 

über Versicherungs-, Finanzanlagen- und 

Immobiliardarlehensvermittler. Diese wird 

von der EU-Kommission forciert und von der 

Bundesregierung bislang nicht effektiv ein-

gehegt. Die IHK-Organisation hat über viele 

Jahre eine effektive und verhältnismäßige 
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Aufsicht sichergestellt. Die nun praktizierte 

Handhabung durch die europäische Aufsicht 

EIOPA (European Insurance and Occupational 

Pensions Authority) ist demgegenüber wie-

derholt unangemessen. Dies geht bis hin zum 

Aufbau Pflichten der Aufsicht im Bereich der 

allgemeinen Gefahrenabwehr, ohne dass da-

mit ein nennenswerter Zugewinn für die Re-

gulierungsziele, darunter der IT-Sicherheit, 

verbunden ist. Die erhebliche Ausweitung der 

Befugnisse der EIOPA und deren Eingriffsop-

tionen bei rein nationalen Sachverhalten 

sind auch verfassungsrechtlich bedenklich 

und werden von den betroffenen Vermittlern 

abgelehnt. Kritische Eingriffsbefugnisse der 

europäischen Aufsicht betreffen z. B. ihr ge-

genüber bestehende „Meldepflichten“ auch 

in jedem Einzelfall bei abgelehnten oder auf-

gehobenen Gewerbezulassungen, den Zwang 

zu möglichen „Prangerregistern“ sowie die 

Befugnis von EIOPA zur unumschränkten Da-

tenerhebung aufgrund einer Generalklausel. 

Damit widersprechen die Regulierungen vor 

allem dem Prinzip der Subsidiarität. 

Aufwand-Nutzen-Relation von Informa-

tions- und Dokumentationsvorgaben berück-

sichtigen 

Transparenz wird von den Unternehmen 

grundsätzlich befürwortet – muss aber ziel-

gerichtet sein und sich auch an einer Auf-

wand-Nutzen-Relation messen lassen: Zu 

viele Informationen und immer umfangrei-

chere Berichte erreichen nach Erfahrung der 

Wirtschaft die eigentlichen Adressaten nicht. 

Für abgrenzbare Unternehmensbranchen 

werden hierdurch zwar neue Geschäfts- und 

Analysefelder eröffnet und folglich von ein-

zelnen Unternehmen unterstützt. Auch for-

dern manche Unternehmen z. B. die Auswei-

tung der Nachhaltigkeitsberichterstattung 

(vgl. Kapitel „Corporate Social Responsibility“ 

und „Sustainable Finance“). Allerdings steigt 

der Aufwand vieler anderer Unternehmen 

überproportional, der individuelle Nutzen ist 

oftmals gering und der übergeordnete euro-

päische Mehrwert im Ergebnis daher fraglich. 

Die Ausweitung der Nachhaltigkeitsbericht-

erstattung wird daher mehrheitlich abge-

lehnt.  

Gleiches gilt für die Kleinanlegerschutzstra-

tegie. Die hier enthaltene Pflicht zur Auf-

zeichnung und Aufbewahrung von Telefon-

gesprächen sollte gestrichen werden. Denn 

der Aufwand für den Gewerbetreibenden und 

Nutzen für die anlegende Person stehen hier 

in keinem Verhältnis. Dem Anlegerschutz 

wird bereits durch die umfangreichen Doku-

mentations- und Beratungspflichten ausrei-

chend Rechnung getragen. Allgemein ist 

auch hier fraglich, ob die in dem Richtlinien-

vorschlag der Kleinanlegerschutzstrategie 

enthaltenen verschiedenen umfangreichen 

Informations- und Dokumentationspflichten 

im Hinblick auf Verbraucherschutz und zur 

Vermeidung unnötiger Bürokratie erforder-

lich oder möglicherweise sogar kontrapro-

duktiv und nachteilig sind. Denn ein „zu viel“ 

an Information z. B. in einer umfangreichen 

analogen oder digitalen Broschüre kann dazu 

führen, dass diese Informationen überhaupt 

nicht mehr gelesen werden. 

Die allgemeine Tendenz zur Ausweitung der 

zur Verfügung zu stellenden Informationen 

durch Unternehmen oder zur Einführung 

neuer Offenlegungspflichten ist daher kri-

tisch zu überprüfen. Bestehende Pflichten 

sollten mit Blick auf ihre tatsächliche Nut-

zung durch und ihren tatsächlichen Nutzen 

für die Adressaten überprüft und ggf. redu-

ziert oder gestrichen werden. Unternehmen 

dürfen überdies nicht dazu verpflichtet wer-

den, Geschäftsgeheimnisse zu offenbaren, 
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auch nicht durch Auskunftsersuchen der EU-

Kommission oder EIOPA gegenüber dem Ge-

werbetreibenden und/oder der nationalen 

Aufsicht. Eine individuelle Auskunftspflicht 

muss auf das Notwendige reduziert werden. 

Informationen über die Unternehmenspraxis 

und Rahmenbedingungen des wirtschaftli-

chen Handelns vor Ort, z. B. auch über Markt-

daten, kann die Kommission effektiv etwa 

über Institution wie Kammern erhalten. Dies 

muss aber auf freiwilliger Basis der Unter-

nehmen geschehen. 

Sind Informations- und Offenlegungspflich-

ten tatsächlich erforderlich, so sollten Unter-

nehmen nur verpflichtet sein, wesentliche 

Informationen offenzulegen. Manche Unter-

nehmen befürworten allerdings möglichst 

umfangreiche Informationspflichten. In je-

dem Fall sollten Regeln für die Offenlegung, 

insbesondere für kleine und mittelständische 

Unternehmen (KMU), klar und einfach umzu-

setzen sein. 

Differenzierung nach Unternehmensgröße 

und Kapitalmarktorientierung 

Im Rahmen der Angemessenheit ist auch aus 

überwiegender Sicht eine Differenzierung 

der Anforderungen nach Kapitalmarktorien-

tierung und Unternehmensgröße erforderlich 

(vgl. Kapitel „Sustainable Finance“ und „Mit-

telstand stärken“.) Wenn an größere Unter-

nehmen zusätzliche, da gerechtfertigte und 

verhältnismäßige, Anforderungen als an 

KMU gestellt werden, muss sichergestellt 

werden, dass kleinere und mittlere Zuliefer-

betriebe nicht mittelbar doch betroffen wer-

den. Sind mehrere Aufsichten zuständig, so 

sollten Informationen nur über eine Aufsicht 

abgefragt werden. 

Europäisches Wirtschaftsgesetzbuch (nur) 

mit dem Ziel der Reduzierung der Komple-

xität des Wirtschaftsrechts (EU) 

Ein Europäisches Wirtschaftsgesetzbuch, er-

gänzt um ein sog. „28. Regime“ im Gesell-

schaftsrecht ist für die Unternehmen von In-

teresse, soweit es nicht nur die vielen beste-

henden Regelungen konsolidiert, sondern 

auch zu einer inhaltlichen und systemati-

schen Überarbeitung des bestehenden Rege-

lungskonvoluts führt. Einfachere, klare Rege-

lungen, Reduzierung auf das Notwendige, 

eine strenge Berücksichtigung der Verhält-

nismäßigkeit sowie die Einbindung der In-

strumente der Selbstverpflichtung, des 

„Comply-or-Explain“-Prinzips sowie des 

Wettbewerbs sind gefragt. Sie können die 

teilweise handlungshemmende Komplexität 

des bestehenden europäischen Wirtschafts-

rechts verringern. Die Komplexität des Um-

gangs mit einem 28. Regime neben dem be-

stehenden harmonisierten europäischen und 

nationalen Recht ist groß. Vor allem dürfen 

an den Schnittstellen zum nationalen Recht 

die gewachsenen Regelungssystematiken der 

Mitgliedstaaten nicht gefährdet werden. Die 

Nutzung eines solchen 28. Regime im Gesell-

schaftsrecht muss auch grundsätzlich für alle 

Unternehmen, auch für KMU, möglich sein. 

Die Wahl nationaler Rechtsformen sollte sich 

auch nicht indirekt nachteilig auswirken, z. B. 

indem bestimmte Entlastungen nur europäi-

schen Rechts- oder Handlungsformen zuge-

billigt werden. 

Überarbeitung des internationalen Gesell-

schaftsrechts genau prüfen (DE+EU) 

Das Kollisionsrecht ist anspruchsvoll und mit 

großen Auswirkungen für die Unternehmen 

verbunden. Eine Harmonisierung sollte kri-

tisch auf Rechtssicherheit, Kosten und 
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Nutzen für die gewerbliche Wirtschaft ge-

prüft werden. Der internationale Wettbewerb 

der Rechtsordnungen ist gut – er zwingt aber 

auch dazu, den Unternehmen in Deutschland 

und Europa optimale rechtliche Wettbe-

werbsbedingungen zur Verfügung zu stellen. 

Flexibilität bei internationaler Vertragsge-

staltung erhöhen (DE) 

Viele Unternehmen empfinden das AGB-

Recht, besonders im internationalen Kontext 

und bei grenzüberschreitenden Verträgen, als 

zu starr. Der Anwendungsbereich des AGB-

Rechts ist derzeit so umfassend, dass es in 

der Praxis nahezu unmöglich ist, individuelle 

Vereinbarungen zu treffen. Dies führt bspw. 

dazu, dass eine vertragliche Haftungsbegren-

zung de facto in vielen Fällen ausgeschlossen 

ist. Daher weichen Unternehmen bei grenz-

überschreitenden Verträgen häufig auf aus-

ländische Rechtsordnungen aus, für den 

Rechtsstandort und für die mögliche Wahl 

des deutschen Rechts als Grundlage für den 

Vertrag gilt aktuell als zentraler Nachteil. Auf 

der anderen Seite erfüllt das AGB-Recht ei-

nen wichtigen Schutzzweck und bietet vielen 

Unternehmen Schutz vor marktmächtigeren 

Lieferanten oder Abnehmern. Deshalb ist 

eine Lösung erforderlich, die einerseits den 

berechtigten Schutzbedarf gerade auch klei-

ner und mittlerer Unternehmen und anderer-

seits den ebenso berechtigten Wunsch gro-

ßer und international tätiger Unternehmen 

nach ausreichender Flexibilität bei der Ver-

tragsgestaltung berücksichtigt. Die Privatau-

tonomie sollte Leitbild bleiben und nur in ty-

pisierbaren, zwingenden Fällen einge-

schränkt werden. Im grenzüberschreitenden 

Bereich sollten Unternehmen außerdem die 

Möglichkeit haben, das AGB-Recht abzu-

wählen, während das deutsche Recht beibe-

halten wird, da in solchen Fällen der Schutz 

des AGB-Rechts ohnehin entfällt, wenn das 

Recht eines anderen Landes vollständig ver-

einbart wird. Diese Anpassungen an die un-

ternehmerische Realität im internationalen 

Handel würde auch die weiteren Bemühun-

gen des Gesetzgebers zur Stärkung des 

Rechtsstandorts Deutschland, z. B. durch die 

Einführung von Commercial Courts, sinnvoll 

flankieren. 

Gewerbefreiheit stärken (DE+EU) 

Soziale Marktwirtschaft kann nur gelingen, 

wenn die Unternehmen im eigenen Land und 

in der EU leistungsfähig bleiben und sich im 

Rahmen eines fairen und freien Wettbewerbs 

behaupten können. Auch aus der harmoni-

sierten Unionsrechtsetzung stark wachsende 

regulative Vorgaben der Berufsausübung 

sollten diesem Leitbild folgen. Europäische 

Richtlinien, Verordnungen und Technische 

Regulierungsstandards (Regulatory Technical 

Standard - RTS) haben in diesem Zusammen-

hang bereits zu immer komplizierteren Re-

gelwerken geführt. Die Gewerbefreiheit darf 

dadurch aber nicht ihre leitende Funktion im 

Wirtschaftsleben verlieren und staatlichen 

Eingriffen Platz machen. Die Gewerbefreiheit 

, eingehegt einerseits durch die Vorgaben des 

Wettbewerbsrechts, andererseits durch 

zwingend begründete Harmonisierung zur 

Herstellung des Marktes und Absicherung 

berechtigter Schutzinteressen, sollte auch in 

der EU das Leitprinzip bleiben. 

Insofern liegt aus Sicht der Wirtschaft der 

Gedanke nahe, die Einführung einer Europä-

ischen Gewerbeordnung mit dem alleinigen 

Ziel der Vereinfachung und Vereinheitlichung 

der Vorschriften zu prüfen.  

Neue oder erweiterte Berufszugangs- und 

Berufsausübungsregeln z. B. für Finanz-

dienstleister und Kreditvermittler, engen die 
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Gewerbefreiheit teilweise zu stark ein. Das 

gilt insbesondere für neue und übermäßig 

detaillierte Erlaubnis-, Register- und Qualifi-

kations- sowie zahlreiche Informations-

pflichten. Eine strenge Handhabung der Ver-

hältnismäßigkeit der Normierung in Bezug 

auf das Regulierungsziel ist wichtig. Begrün-

det werden die Regulierungen stattdessen 

häufig allgemein mit dem Schutz des Ge-

meinwohls. Die Einschränkungen nutzen ak-

tuell jedoch vielfach nur einzelnen Betroffe-

nen oder kleineren Gruppen. In der Folge 

können Unternehmen nur mit höheren Kos-

ten gegründet oder weitergeführt werden. 

Anerkennung von Personengesellschaften 

im Gewerberecht (DE) 

Durch das Gesetz zur Modernisierung des 

Personengesellschaftsrechts (MoPeG) wurde 

u. a. die Rechtsfähigkeit der Personengesell-

schaft ausdrücklich im Zivilrecht geregelt. Im 

Gewerberecht dagegen werden rechtsfähige 

Personengesellschaften nach wie vor nicht 

als Gewerbetreibende anerkannt, so dass es 

weiterhin zu Inkompatibilitäten zwischen Zi-

vil- und Gewerberecht kommt. Insofern ist es 

jetzt erforderlich, die Rechtsfähigkeit von 

Personengesellschaften auch im Gewerbe-

recht gesetzlich zu verankern. Dabei sollten 

jedoch unbedingt ausreichende Übergangs- 

und Überleitungsbestimmungen vorgesehen 

werden. 

Abbildung von nachhaltiger Wertschöp-

fung in bestehenden Rechtsformen prüfen; 

Verantwortliche Unternehmensführung im 

Sinne einer nachhaltigen Wertschöpfung 

rechtlich erleichtern (DE) 

Das Unternehmenskapital vorrangig an den 

Unternehmenszweck zu binden und die Ver-

antwortung unabhängig von Erbfolgen zu 

gestalten – dies sichern Unternehmen über 

Stiftungen bzw. Doppelstiftungen oder kom-

binierte Stiftungs- und Unternehmensmo-

delle ab. Sie trennen Vermögen und Stimm-

rechte mit entsprechender Gestaltung der 

Satzungen, Geschäftsordnungen und Ge-

schäftsführungsverträgen. Diese Modelle 

sind jedoch mit gewisser Komplexität und 

daraus resultierenden Kosten verbunden; 

Rechtsunsicherheit besteht, ob der Erhalt ei-

nes Unternehmens den Stiftungszweck er-

füllt. 

Nachhaltige Bedürfnisse der Wirtschaft soll-

ten auch rechtlich abgebildet werden kön-

nen. Die Diskussion über moderne rechtliche 

Formen unternehmerischer Tätigkeit ist da-

her sinnvoll, ihre Ergebnisse müssen sich al-

lerdings in einem freien und fairen Wettbe-

werb auch der Rechtsformen durchsetzen.  

Entsprechende Unternehmensmodelle soll-

ten dabei auch kleineren und mittleren Un-

ternehmen zur Verfügung stehen. Von eini-

gen Unternehmen und zwei IHKs wird ein Be-

darf für eine eigenständige Rechtsform for-

muliert; aus Sicht der Wirtschaft insgesamt 

kann mit den bestehenden Gestaltungsmög-

lichkeiten den Bedürfnissen bislang grund-

sätzlich entsprochen werden. Soweit den Be-

dürfnissen nach dauerhafter Trennung von 

Vermögen und Unternehmensführung hier-

durch nicht mehr entsprochen werden sollte, 

sind gesetzliche Änderungen der bestehen-

den Rechtsformen zu prüfen.  

Diese, aber auch etwaige neue Rechtskon-

struktionen sind praktikabel und wettbe-

werbsneutral auch in Bezug auf deren Be-

zeichnung zu gestalten. Eine Vermögensbin-

dung muss, wenn diese Alleinstellungsmerk-

mal sein soll, rechtlich und praktisch gesi-

chert werden können. Zudem weisen einige 

Stimmen darauf hin, dass ein ausgewogenes 
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Verhältnis von Risiko und Haftung der Ge-

sellschafter ebenso wie der Schutz der Gläu-

biger zu berücksichtigen ist. Gerade im Hin-

blick auf kleine und mittelständische Unter-

nehmen sollte deshalb über die weitere Fle-

xibilisierung und Vereinfachung des Stif-

tungsrechts nachgedacht werden und dem 

Stifter ein befristetes Recht eingeräumt wer-

den, die Stiftungssatzung zu ändern. 

Schließlich sollte geprüft werden, ob und un-

ter welchen Voraussetzungen die Fortfüh-

rung eines Unternehmens ein zulässiger Stif-

tungszweck ist. Eine Entkoppelung von Ei-

gentum bedürfte aus überwiegender Sicht 

einer Aufsicht – denn es besteht ein Interesse 

daran, dass das Unternehmen grundsätzlich 

im Sinne der oder des Gründungswilligen 

oder der oder des „Einlegers“, der auf Ge-

winnausschüttung und Liquidationserlös 

verzichtet, fortgeführt wird. 

Die digitale Unternehmensgründung zur 

attraktiven Option ausgestalten (DE+EU) 

Unternehmensgründungen sowie Beglaubi-

gungen von Registeranmeldungen unabhän-

gig vom Aufenthaltsort erleichtern als zu-

sätzliche Option nicht nur grenzüberschrei-

tende Aktivitäten. Die Möglichkeit der Beur-

kundung per Videokommunikation sollte 

grundsätzlich alle Rechtsformen gleich be-

handeln und rechtsformunabhängig auf die 

Gründung sowie dieser nachfolgenden Beur-

kundungen, z. B. zur Satzungsänderung oder 

zur Übertragung von Gesellschaftsanteilen, 

von Vollmachten auch im Zusammenhang 

der Beurkundung von Gesellschafterbe-

schlüssen etc. ausgeweitet werden. Die Re-

gisterbeglaubigungen sollten ebenfalls 

rechtsformunabhängig in einem Online-Ver-

fahren angeboten werden. Dabei darf die 

Vertrauenswürdigkeit der Daten im Handels-

register, aber auch in den weiteren Registern 

nicht verwässert werden – es bedarf eines 

harmonisierten europäischen Standards. Eine 

möglichst flexible Wahl des Notars kann den 

praktischen Bedarfen von Gesellschaftern 

und Geschäftsführern entsprechen. Die si-

chere, aber praktikable Identifizierung der 

Personen und Authentizität der Dokumente 

sind für den Geschäftsverkehr weiterhin von 

Bedeutung. Sichere digitale Übertragungska-

näle zwischen den Registern der Mitglied-

staaten sowie die Anerkennung elektroni-

scher beglaubigter Kopien könnten grenz-

überschreitende Unternehmensvorgänge er-

leichtern. 

Bisher erforderliche Beglaubigungen von Un-

terlagen von Unternehmen aus EU-Staaten 

oder das zeitaufwendige Einholen von Apos-

tillen wären somit nicht mehr erforderlich. 

Die Register in anderen EU-Staaten könnten 

sich auf die Eintragungen der Hauptnieder-

lassung z. B. bei der Anmeldung von Zweig-

niederlassungen verlassen, das „Once-Only“-

Prinzip könnte so zur Entlastung der Unter-

nehmen angewendet werden. 

Digitale Optionen, einfach anwendbar und 

sicher ausgestaltet, können den organisato-

rischen Aufwand und die Kosten für die Un-

ternehmen erheblich verringern. Dabei ist 

das Verfahren nutzerfreundlich zu gestalten, 

ohne dass Gründer, Gesellschafter oder Ge-

schäftsführer sich besondere kostenpflich-

tige Software oder Signaturen anschaffen 

müssen. 

Praxiskonforme Mustersatzungen für die 

verschiedenen Rechtsformen können Grün-

der maßgeblich unterstützen und sollten 

vom Gesetzgeber auch im Sinne der Rechts-

sicherheit zur Verfügung gestellt werden. 

Bei dem Modell einer „virtuell registrierten 

Niederlassung“ könnten Unternehmen auf 
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physische Niederlassungen verzichten, Kom-

plexitäten, die in grenzüberschreitenden Vor-

gängen innewohnen, könnten vermieden 

werden. Es müssten jedoch zusätzliche Regu-

lierungs- und Registrierungsvorgaben einge-

führt werden, um u. a. auch die Wettbe-

werbsneutralität zu sichern. Anknüpfungs-

punkte, z. B. für den Gerichtsstand und das 

geltende Recht müssten entwickelt werden. 

Aus Sicht der gewerblichen Wirtschaft ist die 

Ermöglichung virtueller Niederlassungen 

(aus gesellschaftsrechtlicher Perspektive) vor 

diesem Hintergrund nicht erforderlich. 

Europäische Gesellschaft für KMU einfüh-

ren – zusätzliche Angabepflichten vermei-

den (EU) 

KMU gründen oftmals Gesellschaften nach 

nationalem Recht in verschiedenen Mitglied-

staaten. Zeit-, Beratungs- und damit Kosten-

aufwand sind erheblich. Eine praktikable 

supranationale Rechtsform, auch mit mehre-

ren Gesellschaftern und Geschäftsführern, 

könnte insbesondere KMU bei ihren Aktivitä-

ten in Europa unterstützen. Der von der Kom-

mission zurückgezogene Vorschlag einer Eu-

ropa-GmbH (Europäische Privatgesellschaft) 

war bereits eine gute Basis und sollte aus 

Sicht der Betriebe wieder aufgegriffen wer-

den. 

Produkthaftungsrecht mit Augenmaß mo-

dernisieren (DE+EU) 

Das bislang austarierte Gleichgewicht zwi-

schen Verbrauchern und Unternehmen auf 

dem Gebiet der Produkthaftung hat sich be-

währt. Jede einseitige Verschiebung der Haf-

tungsrisiken ohne belastbare Begründung zu 

Lasten der Unternehmen gefährdet die Inno-

vationskraft und Wettbewerbsfähigkeit der 

Wirtschaft in Europa. Die Wirtschaft lehnt 

die Übernahme US-amerikanischer Modelle 

des Prozessrechts etwa mit einem sog. „Dis-

covery-Verfahren ab“, wie es von Seiten der 

EU wiederholt angestrebt wird (z. B. der Ent-

wurf einer neuen Produkthaftungsrichtlinie). 

Diese widersprechen nicht nur den kontinen-

taleuropäischen Rechtstraditionen, sondern 

gefährden die prozessuale Fairness. Auch 

eine erleichterte Durchsetzung von Ansprü-

chen durch Beweisregeln, der Entfall von 

Selbstbehalten und Höchstgrenzen sowie die 

Ausweitung der Haftung auf die Zulieferer 

von Komponenten, besonders Bevollmäch-

tigte, Fulfillment-Dienstleister und ggf. auch 

Händler verschieben das Gleichgewicht der 

Parteien. Sie lassen zudem eine Verteuerung 

der Produkte zulasten des Industriestandorts 

Europa befürchten. Für digitale Produkte be-

darf die Produkthaftungsrichtlinie lediglich 

einer punktuellen Anpassung. 

Einfluss im IASB erhöhen und Rechnungs-

legung entschlacken (DE+EU) 

Unternehmen, die nach internationaler 

Rechnungslegung (IFRS/IAS) bilanzieren 

müssen oder dies freiwillig tun, brauchen 

eine gute Vertretung ihrer Interessen im In-

ternational Accounting Standards Board 

(IASB). KMU sind dagegen in der Regel auf 

die Rechnungslegung nach HGB ausgerichtet 

und wollen mehrheitlich auch in Zukunft 

nach HGB bilanzieren.  

Bei der Standardsetzung sollten die Interes-

sen aller bilanzierenden Unternehmen be-

rücksichtigt werden. Auf europäischer Ebene 

sollte sich die EU-Kommission in den inter-

nationalen Gremien daher stärker bei der Er-

stellung der Standards einschalten. Für bör-

sennotierte KMU, die zur Bilanzierung nach 

IFRS verpflichtet sind, kann eine vereinfachte 

Fassung dieses Standards sinnvoll und ent-

lastend sein. Sachfremde Berichtspflichten 
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blähen die handelsrechtlichen Berichts-

pflichten unnötig auf und erhöhen die Kos-

ten für Erstellung und Prüfung. Für nicht -

kapitalmarktorientierte KMU sollte die HGB-

Rechnungslegung weiterhin 

mittelstandsfreundlich und ohne Bezug-

nahme auf die IFRS bestehen bleiben. Ein 

vollständiger eigenständiger europäischer 

Rechnungslegungsstandard für KMU ist ak-

tuell nicht erforderlich. 


